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Ordre public und Persönlichkeits-
rechtsschutz Die Beziehungen zwischen Deutschland und Polen sind

zuweilen recht problematisch. Äußerungen, die in
Deutschland nicht wahrgenommen werden, können im Nachbarland Entrüstungsstürme
hervorrufen. Unlängst traf ein solcher Sturm die öffentlich-rechtliche Fernsehanstalt des
Zweiten Deutschen Fernsehens (ZDF) aufgrund einer unzulänglichen Übersetzung. Einem
polnischen Urteil, welches das ZDF zur Veröffentlichung einer vorformulierten Entschul-
digung verurteilt hatte, wurde jüngst die Vollstreckung in Deutschland unter Verweis auf
deutsches Verfassungsrecht im Rahmen der Anwendung des ordre public versagt.1)

THOMAS THIEDE

A. Einführung
Entscheidungen, welche die Anwendung des ordre
public bejahen, sind ausgesprochen selten. Nach
den maßgeblichen Vorschriften wird eine ausländi-
sche Gerichtsentscheidung nur dann für nicht voll-
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streckbar erklärt, wenn ihre Vollstreckung der öffent-
lichen Ordnung des Mitgliedstaats, in dem sie gel-
tend gemacht wird, offensichtlich widersprechen
würde. Die ausländische Entscheidung wird hierfür
nicht inhaltlich überprüft; es kommt allein darauf an,
ob das in ihr niedergelegte Ergebnis der Anwendung
ausländischen Rechts im konkreten Fall in einem
nicht tragbaren Widerspruch zu den wesentlichen
Grundgedanken der Rechtsordnung des Vollstre-
ckungsstaats und den darin enthaltenen Gerechtig-
keitsvorstellungen steht.

B. Sachverhalt
Im Jahr 2013 kündigte das ZDF eineDokumentation
über die Befreiung der Konzentrationslager Ohrdruf,
Buchenwald und Dachau an. Die Formulierung der
Ankündigung war eine Übersetzung und nicht gelun-
gen: Die Lager in Majdanek und Auschwitz wurden
als „polnische Vernichtungslager“ bezeichnet. Auf die
Beschwerde der polnischen Botschaft und eines pol-
nischen Staatsangehörigen und ehemaligen Häftlings
der Konzentrationslager Auschwitz-Birkenau und
Flossenbürg änderte das ZDF die Formulierung um-
gehend in „deutsche Vernichtungslager auf polni-
schem Gebiet“.

Der KZ-Häftling machte die Verletzung seiner
Persönlichkeitsrechte geltend und begehrte die Ver-
öffentlichung einer Entschuldigung durch das ZDF.
Das ZDF kam diesem Begehren nach, entschuldigte
sich schriftlich und veröffentlichte eine Korrektur-
meldung. Trotz dieser Maßnahmen erhob der ehe-
malige KZ-Häftling im Jahr 2014 Klage in Polen.
Im Jahr 2016 wurde das ZDF in zweiter Instanz
für die Dauer eines Monats zur Publikation der nach-
folgenden Meldung auf der Startseite seiner Internet-
präsenz verurteilt.

„(. . .) [das ZDF] bedauert, dass in der Veröffentli-
chung (. . .) eine inkorrekte und die Geschichte des pol-
nischen Volkes verfälschende Formulierung, die unter-
stellt, dass die Vernichtungslager (. . .) von Polen errich-
tet und geführt wurden, erschienen ist und entschuldigt
sich bei Herrn (. . .), für die Verletzung seiner Persön-
lichkeitsrechte, insbesondere der Nationalidentität (Ge-
fühl der Zugehörigkeit an das polnische Volk) und seiner
Nationalwürde.“

Das ZDF veröffentlichte diesen Text zum Jahres-
wechsel 2016/17, legte aber auch gegen das Urteil
Revision zum polnischen Kassationsgerichtshof ein.
Nach Ansicht des ehemaligen KZ-Häftlings war die
Veröffentlichung auf der Webseite nicht prominent
genug platziert, sodass jener die Vollstreckung des
polnischen Urteils in Deutschland beantragte. Wäh-
rend das deutsche Instanzgericht das Urteil für voll-
streckbar erklärte2) und auch der sofortige Be-
schwerde vor dem OLG Koblenz3) kein Erfolg be-
schieden war, verweigerte der BGH dem polnischen
Urteil unter Verweis auf den ordre public die Voll-
streckung.

C. Rechtliche Würdigung
Bekanntlich wurde die europäische Gerichtsstands-
und Vollstreckungsverordnung als Brüssel Ia-VO4)

neugefasst. Diese Neufassung trat im Jänner 2015
in Kraft. Die Klage im Ursprungsmitgliedstaat Polen
wurde vor diesem Datum eingebracht; es handelt
sich somit um einen Altfall, auf den noch die Brüs-
sel I-VO5) anzuwenden ist.6)

Da in der Sache weder der Einwand der Erfüllung
statthaft war,7) noch ein Aussetzungsantrag Erfolg
hatte,8) kam es auf den Einwand der Verletzung der
öffentlichen Ordnung (ordre public) an. Dieser greift
ein, wenn das Ergebnis des ausländischen, zu voll-
streckenden Urteils im konkreten Fall mit den
Grundgedanken der einheimischen Regelungen
und den in ihnen enthaltenen Gerechtigkeitsvorstel-
lungen in so krassem Widerspruch steht, dass die
Vollstreckung schlechthin untragbar ist.9)

Zielführend ist es, sich – trotz der strengen Er-
gebnisorientierung des ordre public-Einwands – der
deutschen Rechtslage zu versichern. In Deutschland
gibt das Zivilrecht mit § 1004 iVm § 823 Abs 1
BGB nur den Rahmen des Persönlichkeitsrechts-
schutzes vor; die materielle Ausgestaltung wird dem
Verfassungsrecht entnommen. Unter dem Allgemei-
nen Persönlichkeitsrecht werden nicht die (absolu-
ten) Rechte auf Leben und körperliche Unversehrt-
heit usw erfasst, sondern vielmehr die Rechte auf
Ehre, Ansehen, Privatsphäre und informationelle
Selbstbestimmung. Damit begegnet die zivilrechtli-
che Einkleidung als Rahmenrecht („sonstiges Recht“
iSd § 823 Abs 1 BGB) kaum Bedenken; der eigent-
liche Schutzbereich wird durch eine verfassungskon-
forme Abwägung zwischen dem Allgemeinen Per-
sönlichkeitsrecht (Art 1 Abs 2, 2 GG) und der Pres-
sefreiheit (Art 5 GG) ermittelt. Diese Abwägung
wiederholt sich bei der Bestimmung der Rechtsfolge;
die Rsp hat diesbezüglich verschiedene Abstufungen
des hier einschlägigen Berichtigungsanspruchs entwi-
ckelt (Widerruf; Richtigstellung; Folgenbeseiti-
gung).10) Der Anspruch auf Abgabe einer solchen Er-
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2) LG Mainz 27. 1. 2017, 3 O 35/17.
3) OLG Koblenz 11. 1. 2018, 2 U 138/17 AVAG.
4) VO (EU) 1215/2012 v 12. 12. 2012 über die gerichtliche Zustän-

digkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen (Neufassung), ABl L 2012/351, 1.

5) VO (EG) 44/2001 v 22. 12. 2000 über die gerichtliche Zuständig-
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in
Zivil- und Handelssachen, ABl L 2001/12, 1.

6) Vgl Art 66 Abs 2 Brüssel Ia-VO. Mit der Neufassung entfiel zwar das
hier streitgegenständliche Anerkennungsverfahren; der ordre public-
Einwand bleibt indes in der Neufassung erhalten, sodass die nach-
folgenden Überlegungen hierauf – cum grano salis – anwendbar sind.

7) Der Erfüllungseinwand ist dem Zwangsvollstreckungsverfahren vor-
behalten, vgl EuGH 13. 10. 2011, C-139/10, Prism Investments BV/
van den Meer, ecolex 2012/59, in der Sache ebenso OGH
17. 12. 2003, 3 Ob 93/03b SZ 2003/174 = RdW 2004/383, 417.

8) Vgl BGH 8. 2. 2018, IX ZB 10/18.
9) Vgl EuGH 20. 3. 2000, C-7/98, Krombach/Bamberski, ECLI:EU:

C:2000:164; für Deutschland exemplarisch vgl BGH 10. 12. 2014,
XII ZB 463/13 BGHZ 203, 350, Rz 28; 22. 6. 2017, IX ZB 61/16
IPRax 2018, 432; 14. 6. 2012, IX ZB 182/09 NJW-RR 2012, 1013;
für Österreich bietet sich der Rückgriff auf § 81 Z 3 EO an, vgl
OGH 30. 10. 1985, 3 Ob 89/85 RdW 1986, 114; 15. 11. 1989,
3 Ob 88/89 SZ 62/179; 23. 2. 1998, 3 Ob 115/95 SZ 71/26.

10) Vgl etwa BGH 18. 11. 2014, VI ZR 76/14 BGHZ 203, 239 mwN.
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klärung muss sich dabei in den Grenzen des Notwen-
digen und Zumutbaren halten.11)

Auf Tatbestandsebene fällt dem ZDF die Veröf-
fentlichung einer unwahren Tatsachenbehauptung
zur Last.12) Im Rahmen der Abwägung setzt sich
bei einer unwahren Tatsachenbehauptung der
Schutz des Persönlichkeitsrechts gegenüber der Pres-
sefreiheit durch;13) an der Aufrechterhaltung einer
unwahren Tatsache gibt es kein legitimes Interesse.14)
Damit begegnet es auf Tatbestandsebene keinen Be-
denken, dass das polnische Gericht einen Widerrufs-
bzw Berichtigungsanspruch ausgesprochen hat.

Anderes gilt indes für die Abwägung auf Rechts-
folgenebene, also hinsichtlich jener Erklärung, zu de-
ren Abgabe die Antragsgegnerin durch die polnische
Entscheidung verurteilt wurde. Während Tatsachen-
behauptungen durch die objektive Beziehung zwi-
schen Äußerung und Wirklichkeit charakterisiert
sind, werden Meinungsäußerungen durch die sub-
jektive Beziehung des sich Äußernden zu dessen Aus-
sage geprägt. Dementsprechend ist eine Tatsachen-
mitteilung einer Überprüfung auf ihre Richtigkeit
mit Mitteln des Beweises zugänglich. Gerade dies
scheidet bei Meinungsäußerungen aus, weil sie durch
das Element der Stellungnahme und des Dafürhal-
tens gekennzeichnet sind und sich deshalb nicht als
wahr oder unwahr erweisen lassen.

Die hier zu vollstreckende Erklärung, die das
ZDF nach dem polnischen Urteil als eigene Äuße-
rung abgeben muss, beinhaltet solche wertenden Be-
trachtungen, deren Wahrheitsgehalt nicht überprüft
werden kann. Verlangt wird eine Erklärung, dass das
ZDF eine inkorrekte, geschichtsfälschende Formu-
lierung bedauert und sich beim Kl für die Verletzung
seiner Nationalidentität entschuldigt. Eben jener
Ausdruck des Bedauerns mit der Bitte um Entschul-
digung verlangt, dass sich das ZDF der Wertung des
polnischen Gerichts anschließt und als eigene Mei-
nung veröffentlicht. Eine solche Verurteilung zur
Übernahme der Wertung des polnischen Gerichts
verstößt gegen deutsches Verfassungsrecht. Niemand
kann von Rechts wegen gezwungen werden, sich
fremde Meinungen zu eigen zu machen;15) ein Über-
zeugungswandel kann nicht verlangt werden.16)

D. Fazit
Man sollte keineswegs vorschnell urteilen und dem
polnischen Gericht unterstellen, dass es abhängig

von politischen Bewertungen und Beurteilungen ge-
handelt hat. Bei der Lektüre der polnischen Ent-
scheidung wird deutlich, dass sich dieses Gericht
mit der Angemessenheit der zur Beseitigung der
Verletzungsfolgen notwendigen Maßnahmen sehr
eingehend und abwägend befasste und das ur-
sprüngliche Klagebegehren in nicht unerheblichem
Ausmaß, namentlich im Hinblick auf überindivi-
duelle Interessen, einschränkte. Eine „Demütigung“
oder „Bestrafung“ des ZDF lässt sich aus den Erwä-
gungen nicht herauslesen; das Geschichtsbewusst-
sein des ZDF wird im Gegenteil sogar besonders
hervorgehoben.

Für den ordre public-Einwand ist festzuhalten,
dass es dem BGH letztlich nicht darauf ankam, dass
das ZDF überhaupt zur Abgabe einer entsprechen-
den Erklärung verurteilt wurde. Vielmehr war es ent-
scheidend, wie diese formuliert war. Dies mag letzt-
lich unbefriedigend erscheinen, muss aber bei einer
Verurteilung zur Abgabe einer Entschuldigung, ge-
rade wenn diese im Ausland vollstreckt werden soll,
durch das Ausgangsgericht – und damit auch hin-
sichtlich allfälliger Anträge durch Praktiker – beach-
tet werden.

11) Vgl BGH 18. 11. 2014, VI ZR 76/14 BGHZ 203, 239. Im vorlie-
genden Fall stufte der BGH die Verurteilung als unverhältnismäßig
ein, weil die beanstandete Formulierung nur vier Tage lang abrufbar
war, noch am Tage der Beanstandung berichtigt wurde, sich das ZDF
in zwei Briefen beim Antragsteller entschuldigte und eine Korrektur-
nachricht veröffentlichte. Es übersteige jedes Maß, so der BGH,
wenn das ZDF überdies den vorgegebenen, das Grundrecht aus Art 5
Abs 1 GG verletzenden Text veröffentlichen müsse.

12) Durch das attributive Adjektiv („polnisches“) wird den Lagern, bei
Deutung aus der Sicht eines Durchschnittsbetrachters (vgl etwa
jüngst BGH 29. 11. 2016, VI ZR 382/15 NJW 2017, 1550; Pa-
landt/Sprau, BGB77 § 824 Rz 2 ff), eine nationale Eigenschaft beige-
schrieben. Diese Zuschreibung widerspricht der historischen Wahr-
heit.

13) Vgl etwa BGH 11. 12. 2012, VI ZR 314/10 NJW 2013, 790.
14) Vgl BVerfG 10. 11. 1998, 1 BvR 1531/96 NJW 1999, 1322; BGH

16. 6. 1998, VI ZR 205/97 BGHZ 139, 95; 17. 12. 2013, VI ZR
211/12 BGHZ 199, 237; 19. 1. 2016, VI ZR 302/15 NJW 2016,
1584.

15) So schon BGH 17. 6. 1953, VI ZR 51/52 BGHZ 10, 104 und jüngst
22. 4. 2008, VI ZR 83/07 BGHZ 176, 175.

16) So schon BVerfG 28. 1. 1970, 1 BvR 719/68 BVerfGE 28, 1 und
jüngst 2. 5. 2018, 1 BvR 666/17 NJW 2018, 1167.


